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ZEITPLAN

09:50 – 10:00
Ankommen und Begrüßungskaff ee

10:00 – 10:45
Mit Zielen steuern – Armut bekämpfen? Aus dem 
Maschinenraum der lokalen Stadterneuerung (LOS)
Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz (Stadt Mannheim)

10:45 – 11:30
Kommunalverwaltung und Innovation 
Ein Widerspruch? Legitimations- und Innovations-
potentiale für eine zukunftsfähige Sozialpolitik
Lukas Heller (Universität Kassel)

11:30 – 12:00 
Pause

12:00 – 12:45
Wirksame individuelle Hilfe für Menschen mit Behin-
derung? Das BTHG im Umsetzungsprozess
Dr. Rolf Schmachtenberg (Staatssekretär BMAS)

12:45 – 13:30 
Mittagsimbiss

13:30 – 14:15
Obdachlosigkeit bis 2030 beseitigen? Hamburger 
Antworten auf eine europäischer Vision
Dr. Melanie Leonhard (Senatorin für Arbeit, Soziales, Familie 

und Integration der Freien und Hansestadt Hamburg) 

14:15 – 15:00 
Aussichten auf das Bürgergeld. Wie reformfähig ist die 
Grundsicherung für Arbeitssuchende?
Prof. Ulrich Walwai (Vizedirektor IAB)

Birgitt Ehrl (Sprecherrat Bundesnetzwerk der Jobcenter)

15:00 – 15:15 
Pause

15:15 – 16:00
Thesen zur Sozialen Sicherung 2040
Hermann Genz (Fachbereichsleiter Arbeit und Soziales der 

Stadt Mannheim i.R.)

ab 16:00
Abschluss: Erfolgsperspektiven für Mannheim

Organisation:
Dr. Jens Hildebrandt, Leitung Fachbereich Arbeit und Soziales
Carl-Philip Schöpe, Geschäftsführung Jobcenter Mannheim
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ANKOMMEN UND 
BEGRÜSSUNGS-
KAFFEE

Dr. Jens Hildebrandt (Leiter des Fachbereichs Arbeit und Soziales)

Dr. Hildebrandt betonte in seinen einleitenden Worten die angesichts der großen gesellschaftlichen Transformations- 
und Transitionsprozesse der letzten Jahre enorm gewachsene Bedeutung einer aktiv und nachhaltig gestalteten Arbeits-
markt- und Sozialpolitik für eine Industrie- und Arbeiterstadt wie Mannheim. 

Das aktive Gestalten und die Bereitschaft zur Veränderung haben in Mannheim eine lange Tradition und fi nden im Leit-
bild 2030 und den strategischen Zielen der Stadt, wie beispielsweise der Gewährleistung von Bildungsgerechtigkeit und 
der Verhinderung von Armut, ihren deutlichen Niederschlag. 

Mit Blick auf die Integration in Arbeit habe Mannheim mit einem konsequent personenzentrierten Ansatz und der Sicht-
weise von Arbeits- und Sozialpolitik nicht als getrennt voneinander zu bearbeitende Felder, sondern als ein in seiner 
Gesamtheit und wechselseitigen Abhängigkeit zu be-
arbeitendes systemisches Gebilde Maßstäbe gesetzt. 
Im Mittelpunkt steht dabei der zur Selbsthilfe befähigte 
Mensch in seinem lokalen Sozialraum. Um Interventio-
nen gezielt zu setzen und teilhabehemmende Struktu-
ren aufzubrechen, müsse man „raus ins Feld“, in den So-
zialraum und die sozialen Milieus der Hilfebedürftigen 
hinein. 

Dr. Hildebrandt unterstrich das gewählte Format des 
„Werkstattgesprächs“ als eines off enen Gedanken- und 
Positionsaustausches, eines off enen Blicks in den „Ma-
schinenraum“ von Politik, Verwaltung und Stadtgesell-
schaft und eines sich auch nach dem heutigen Veran-
staltungstag weiter fortsetzenden Prozesses. 



MIT ZIELEN STEUERN - 
ARMUT BEKÄMPFEN? 

Oberbürgermeister Dr. Kurz stellte die Wichtigkeit der Formulierung politischer Ziele und einer Steuerung, die Pro-
bleme analytisch adressiert, in den Mittelpunkt seiner Ausführungen. Doch stehe bspw. im Bildungssystem trotz des 
durch die Veröff entlichung der Pisa-Studie 2001 ausgelösten „Schocks“ eine – auch in anderen gesellschaftlichen Sub-
systemen anzutreff ende – sich allein an Werten und Überzeugungen orientierende Ausrichtung politischen Handelns 
einem ergebnisorientierten Handeln von Politik und Verwaltung im Wege. Es gehe bei der ergebnisorientierten Steu-
erung keineswegs darum, Politik und Verwaltung einem „mechanistischen Denken“ zu unterwerfen, sondern darum, 
Ziele zu formulieren, deren Erreichungsgrad anhand valider Kennzahlen zu messen und Maßnahmen zu entwickeln, 

die den Erreichungsgrad erhöhen.

Die Aufgabe der Bewältigung der 
zahlreichen gegenwärtigen Krisen 
zeigten dabei die Notwendigkeit sek-
toralübergreifender Zusammenar-
beit auf und haben deren Intensität, 
beispielsweise zwischen Kommune 
und Landesebene, deutlich verstärkt. 
Die Notwendigkeit fachübergreifen-
der Zusammenarbeit spiegele sich 
ebenso in den strategischen Zielen 
der Stadt wieder. Bereits das erste Ziel 
„Mannheim gewährleistet Bildungs-
gerechtigkeit und verhindert Armut. 
Die soziale und kulturelle Teilhabe al-
ler Mannheimerinnen und Mannhei-
mer ist sichergestellt“ adressiere mehr 
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Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz (Stadt Mannheim) 

AUS DEM MASCHINENRAUM 
DER LOKALEN STADT-
ERNEUERUNG (LOS)



als eine organisatorische Einheit, es erfordere 
das Zusammenwirken einer Vielzahl organisa-
torischer Einheiten der Stadtverwaltung zusam-
men mit der Stadtgesellschaft. Die Aufgabe der 
Armutsfolgenbekämpfung stelle sich beispiels-
weise darin, den Zugang zu kultureller Teilhabe 
allen Bürgerinnen und Bürgern und somit auch 
jenen mit ökonomisch schwachem Status zu 
gewährleisten. Das sei, so Oberbürgermeister 
Dr. Kurz  „der Job, den wir machen können“.

Erfolgversprechende Methode der Armutsfol-
genbekämpfung und der Verhinderung resp. 
des Abbaus der verschiedenen, oftmals kleintei-
lig ausgeprägten Formen sozialer Segregation 
sei ein sozialräumlicher Ansatz, wie er sich im 
Programm der Lokalen Stadterneuerung (LOS) 

wiederfi nde und beispielsweise im Stadtteil Neckarstadt-West praktiziert werde, einem Quartier mit unterschied-
lichsten sozialen Milieus, ethnischen Zugehörigkeiten und Interessenslagen. Die Ziele der Armutsbekämpfung, Bil-
dungsgerechtigkeit sowie der Sicherung sozialer und kultureller Teilhabe ließen sich auch hier nur im Rahmen eines 
koordinierten Vorgehens verwirklichen. Neben die Bevölkerung sozial unterstützenden Maßnahmen sei auch ein kon-
sequent ordnungsrechtliches Vorgehen zur Beseitigung unzumutbarer Wohnverhältnisse in sogenannten „Problem-
immobilien“ und zur Beendigung illegaler Beschäftigung angezeigt. 

Eine zusätzliche Herausforderung stelle die in „Ankommensstadtteilen“ wie der Neckartstadt-West anzutreff ende 
hohe Bevölkerungsfl uktuation dar, die die personelle Kontinuität stadtteilrelevanter Akteure und die damit verbun-
dene Regelmäßigkeit des Austauschs und Verlässlichkeit der Kooperation erschwere. 

Als weiteres Beispiel sozialräumlicher Herangehensweisen führte Oberbürgermeister Dr. Kurz den Stadtteil Vogelstang 
an, der mit seinem unter allen Mannheimer Stadt-
teilen höchsten Anteil hochaltriger Menschen die 
Stadt vor die besondere Aufgabe stelle, eine mit 
dem Thema Alter adäquat umgehende Infrastruk-
tur bereitzustellen. Es sei unerlässlich, dass die 
Stadtverwaltung die Wirksamkeit ihres Handelns 
vor Ort unter Beweis stelle, um in der Öff entlich-
keit nicht das Bild staatlicher Trägheit zu zeichnen.

Zur Handlungsaufgabe der Stadtverwaltung 
merkte Oberbürgermeister Dr. Kurz weiter an, dass 
diese nicht darin bestehe, schwindendes zivilge-
sellschaftliches Engagement zu ersetzen, sondern 
vielmehr darin, in der Stadtgesellschaft Impulse zu 
setzen, die das zivilgesellschaftliche Engagement 
stärken, vorhandene Ressourcen aktivieren oder 
neue generieren. Als die beiden grundlegenden 
Voraussetzungen erfolgreichen Handelns benannte Oberbürgermeister Dr. Kurz die Möglichkeit der direkten Kommu-
nikation, um beispielsweise Widersprüchen argumentativ begegnen zu können sowie die Bereitschaft zur Korrektur 
nicht zielführender Wege oder nicht realisierbarer Ziele.
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KOMMUNAL-
VERWALTUNG UND 
INNOVATION

Herr Lukas Heller, wissenschaftlicher Mitarbeiter im Fachbereich Gesellschaftswissenschaften an der Universität 
Kassel, leuchtete in seinem Vortrag die Innovationspotenziale von Kommunen mit Blick auf die Sozial- und Arbeits-
marktpolitik aus. 

In den Mittelpunkt seiner Ausführungen stellte Herr Heller die Fragen, welche Rolle die Kommunen in der Sozialpo-
litik und vice versa die Sozialpolitik für die Kommunen spielt, welche strukturellen und akuten Herausforderungen 
für die Kommunen bei der Umsetzung von Sozialpolitik und ihres sozialpolitischen Engagements bestehen und 
schließlich die Frage, ob die Aufga-
be der Bewältigung dieser Heraus-
forderungen für die Kommunen 
die Gefahr ihrer Überforderung mit 
sich bringt oder ihnen, anders ge-
wendet nicht vielmehr die Chance 
bietet, als Innovationstreiber die 
Gestaltung eines zukunftsfähigen 
Sozialstaates voranzubringen. 

Bezugnehmend zur letzten Frage 
und als Diskussionsanstoß brach-
te Herr Heller die pointierte These 
ein, dass die Entscheidung, ob die 
Kommunen ihr Potenzial als akti-
ver Gestalter wahrnehmen und in 
den Gestaltungsprozess einbrin-
gen, bei diesen selbst liege. 

Lukas Heller (Universität Kassel)
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LEGITIMATIONS- UND  
INNOVATIONSPOTENTIALE 
FÜR EINE ZUKUNFTSFÄHIGE 
SOZIALPOLITIK

  



Die Gestaltungsspielräume, die sich den Kommunen auf dem breit gefächerten Spektrum sozialpolitischer Hand-
lungsfelder dabei jeweils eröff nen, hängen davon ab, ob es sich um Pfl ichtaufgaben nach Weisung, die sowohl das 
„ob“ als auch das „wie“ der Umsetzung festlegen, eine Pfl ichtaufgabe in Selbstverwaltung, die der Kommune wenn 
auch nicht das „ob“, so doch zumindest das „wie“ der Umsetzung überlassen, oder um freiwillige Aufgaben handelt, 
bei denen die Kommunen sowohl über das „ob“ als auch das „wie“ der Umsetzung selbst entscheiden. 

So sind die Kommunen im Bereich Grundsicherung für Arbeitssuchende einerseits zwar stark an das Leistungs-
spektrum des SGB II gebunden, doch sind sie zugleich, insbesondere im Bereich der „Kommunalen Eingliederungs-
leistungen“ (§16a SGB II) und den Leistungen für Bildung und Teilhabe (§28 SGB II) zentraler Akteur und verfügen 
innerhalb des SGB II im Bereich der „Freien Förderung“ (§16f SGB II), der „Förderung schwer zu erreichender junger 
Menschen“ (§16h SGB II) und im Teilhabechancengesetz (§16i SGB II) über große Gestaltungsspielräume. 

Insgesamt betrachtet, so das Resümee, sind die Kommunen nicht nur der „Maschinenraum“ der Sozial- und Ar-
beitsmarktpolitik, sondern können sich darüber hinaus auch als „Experimentierraum“ und sozialpolitischer Akteur 
begreifen, nach diesem Selbstverständnis handeln und vorhandene Gestaltungsspielräume nutzen.

Die detaillierten Darlegungen zu den sozialpolitischen Herausforderungen und Potenzialen von Kommunen sowie 
die weiteren Inhalte des Vortrags wie bspw. die Auswirkungen von langfristigen wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Entwicklungen sowie aktuellen Krisenkonstellationen auf die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik sind der beige-
fügten Präsentation zu entnehmen.
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WIRKSAME 
INDIVIDUELLE HILFE 
FÜR MENSCHEN MIT 
BEHINDERUNG?

Dr. Schmachtenberg, Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales, betonte zu Beginn seines Vor-
trags, dass die Gewährung von Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung, anders als die 
einen „Höhepunkt der deutschen Mischverwaltung“ darstellende Leistungsgewährung nach dem SGB II, ein Hand-
lungsfeld sei, das in der vollen Zuständigkeit der Stadt- und Landkreise Baden-Württembergs als den alleinigen 
Trägern der Eingliederungshilfe liege. 

Das Themenfeld Politik für Menschen mit Behinderung sei ein höchst sensibles, so Dr. Schmachtenberg mit Verweis auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur sogenannten „Triage“ – dem Erfordernis, im Falle pandemiebedingt nicht hinrei-
chend vorhandener medizinischer Ressourcen über deren vorrangige Verteilung zu entscheiden. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in seinem Urteil dem Gesetz-
geber auferlegt, Vorkehrungen zu treff en, 
die geeignet sind, im Falle einer Triage die 
Benachteiligung von Menschen aufgrund 
einer Behinderung auszuschließen. 

Der Umgang mit Menschen mit Behin-
derung spiegele das Selbstbild einer Ge-
sellschaft wider. Dieses Selbstbild komme 
beispielsweise in den Worten des Bundes-
beauftragten für Menschen mit Behinde-
rung, Jürgen Dusel, „Demokratie braucht 
Inklusion“ zum Tragen und sei in Art. 1, Abs. 
1 des Grundgesetzes, der alle staatliche 
Gewalt verpfl ichtet, die Menschenwürde 
zu achten und zu schützen, fest verankert. 

Dr. Rolf Schmachtenberg (Staatssekretär BMAS)
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DAS BTHG IM 
UMSETZUNGSPROZESS

  



Der Kerngedanke des Bundes-
teilhabegesetzes sei die Umset-
zung des in der UN-Behinderten-
rechtskonvention verankerten 
Rechts auf Selbstbestimmung 
im Sozialrecht. Der neugefasste 
Begriff  der Behinderung nehme 
die für Menschen mit geistigen 
oder körperlichen Einschrän-
kungen bestehenden Barrieren 
zur gesellschaftlichen Teilhabe 
in den Fokus und strebe deren 
Überwindung an. Hierzu müsse 
in einem ersten Schritt der indivi-
duelle Teilhabebedarf des Betrof-
fenen ermittelt, in einem zweiten 
Schritt Wege zu dessen Erfüllung 
gefunden werden; dies unter 

Überwindung einer Sichtweise, die Betroff ene als Objekte eines fürsorglich-paternalistischen Sozialrechts betrachte. 

Ziel sei, dass die Leistungsberechtigten aus der Position des passiven Leistungsempfängers heraustreten und ihr 
Recht auf Teilhabe selbstbestimmt wahrnehmen. Die Neujustierung des Kräfteverhältnisses im sogenannten „sozi-
alrechtlichen Dreieck“, bestehend aus Leistungsempfängern, Leistungserbringern und Leistungsträgern sei daher 
von zentraler Bedeutung. 

Das neugestaltete SGB IX fasst in Teil 1 das für alle Rehabilitationsträger geltende Rehabilitations- und Teilhaberecht 
zusammen, Teil 2 umfasst die Leistungen der Eingliederungshilfe, die als „besondere Leistungen zur selbstbestimm-
ten Lebensführung für Menschen mit Behinderungen“ nicht länger Leistungen der Sozialhilfe nach SGB XII sind, 
Teil 3 beinhaltet „besondere Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen“.

Dr. Schmachtenberg führte aus, dass das BTHG Ergebnis einer übergreifenden, das gesamte Leistungssystem in den 
Blick nehmenden und somit auch die Leistungen anderer Rehabilitationsträger, wie Kranken- und Rentenversiche-
rung berücksichtigenden He-
rangehensweise sei, die ein 
wechselseitiges Zuschreiben 
von Zuständigkeiten für die 
Gewährung von Leistungen 
unterbinden sollte. 

Dr. Schmachtenberg hob das 
im Rahmen von § 11 SGB IX 
aufgelegte Programm „reha-
pro“, das Menschen mit psy-
chischer Beeinträchtigung 
und chronischen Erkrankun-
gen neue innovative Mög-
lichkeiten zur Teilhabe am 
Arbeitsleben eröff nen soll, 
sowie § 32 SGB IX hervor, 
der mit dem Angebot einer 
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ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung die Position der Betroff enen im „sozialrechtlichen Dreieck“ weiter 
stärken soll.

Während der 2021 erschienene 3. Teilhabeverfahrensbericht kritikwürdige Punkte, wie bspw. den gleichbleibend 
geringen Anteil Persönlicher Budgets an allen entschiedenen Anträgen off enlegte, sei die in Teil 2 des SGB IX voll-

zogene Trennung der Leistungen 
der Eingliederungshilfe nach SGB 
IX von den Leistungen der Grund-
sicherung nach SGB XII als Erfolg 
zu verbuchen. Auch haben die 
neuen Regelungen zur Einkom-
mens- und Vermögensanrech-
nung zu einer Verbesserung der 
fi nanziellen Situation Betroff ener 
geführt. 

Laut aktuellem „BAGÜS-Kennzah-
lenvergleich Eingliederungshilfe 
2022 – Berichtsjahr 2020“ stieg 
nach Inkrafttreten der dritten 
Reformstufe des Bundesteilhabe-
gesetzes zum 1.1.2020 die Zahl 
der volljährigen Menschen mit 
Behinderungen mit wohnbezo-

genen Assistenzleistungen bundesweit nur leicht an. Für die Leistung „Besondere Wohnform“ (vormals stationär 
betreutes Wohnen) gaben die Eingliederungshilfeträger laut BAGÜS-Bericht rund 8 Milliarden Euro und somit ca. 1,8 
Milliarden Euro weniger als für die Komplexleistungen des stationären Wohnens ein Jahr zuvor aus, wobei jedoch zu 
berücksichtigen ist, dass letztere auch die existenzsichernden Leistungen enthielten. Für Assistenz in der eigenen 
Häuslichkeit und für Pfl egefamilien wurden laut BAGÜS-Bericht rund 2,5 Milliarden Euro ausgegeben, rund 220 Mil-
lionen Euro mehr als im Vorjahr. Die Gesamtausgaben für Werkstattleistungen verzeichneten 2020 mit insgesamt 
4,87 Milliarden Euro einen leichten Rückgang um 44,1 Millionen Euro oder 0,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Zur Durchführung einer dem personen-
zentrierten Ansatz gerecht werdenden, 
individuellen Teilhabeplanung haben 
die Länder hochkomplexe, sich ich an 
der „Internationalen Klassifi kation der 
Funktionsfähigkeit, Behinderung und 
Gesundheit (ICF)“ orientierende Bedarfs-
ermittlungsinstrumente entwickelt, die 
von wissenschaftlicher Expertise zeug-
ten, doch wenig praxistauglich seien. 
Dr. Schmachtenberg regte in diesem 
Zusammenhang eine Übersetzung in 
einfache Sprache, die Herausschälung 
der Kerninhalte, sowie ein mehrstufi ges 
Planungsverfahren an, das in einem ers-
ten Schritt eine „Grobteilhabeplanung“ 
erstellt, bevor bei Bedarf eine „Feinpla-
nung“ vorgenommen wird.
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Zwar wurden zwischen den Trägern der Eingliederungshilfe und den Vereinigungen der Leistungserbringer auf 
Landesebene Rahmenverträge geschlossen, doch fehlten darin konkrete Vereinbarungen zur Erbringung von Leis-
tungen, die die zuvor anhand diffi  ziler Instrumente ermittelten Teilhabebedarfe adäquat abbilden. In der Folge des 
Fehlens solcher Leistungsvereinbarungen auf Landesebene haben Stadt- und Landkreise eigene Vereinbarungen 
mit den Leistungserbringern geschlossen, was vermeidbare Mehrkosten und erheblichen Aufwand nach sich ziehe. 
Der Bund unterstütze die Länder mit der gemäß Art. 25 BTHG eingerichteten Umsetzungsbegleitung auf ihrem Weg, 
Menschen mit Behinderung die gleichberechtigte, volle und wirksame Teilhabe am politischen, gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Leben sowie eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.



Dr. Leonhard, erläuterte in ihrem Vortrag das Gesamtkonzept der Wohnungslosenhilfe der Freien und Hansestadt Ham-
burg. Ausgehend von der These, dass Wohnungslosigkeit mehr ist, als die Abwesenheit „eines Daches über dem Kopf“, 
ruht das Gesamtkonzept auf mehreren Säulen. 

Der Aufgabe der Wohnraumsicherung (Prävention von Wohnungsverlusten resp. Gewährleistung rascher Hilfe beim 
Finden einer neuen Wohnung, wenn der Verlust der bestehenden Wohnung nicht mehr vermeidbar ist) schließen sich 
weitere inhaltliche Konzeptbausteine an. Diese umfassen die Aufgabe der Überwindung sozialer Problemlagen und 
fi nanzieller Schwierigkeiten, die zum Woh-
nungsverlust führen können (so ist bspw. 
im Falle von Geldknappheit die – für Betrof-
fene nicht selten erstmalige – Realisierung 
bestehender Ansprüche auf Sozialleistun-
gen ein wichtiges Instrument), weiter die 
Bereitstellung niedrigschwelliger, sowohl 
stationärer als auch mobiler Hilfen (z.B. Not-
übernachtungsmöglichkeiten, Gesundheits-
versorgung in drei kommunal fi nanzierten 
Schwerpunktpraxen sowie mittels Kranken-
mobilen), Angebote der Beratung, Unter-
stützung und Begleitung gemäß §§ 67 ff . 
SGB XII (bspw. bei der Wohnungssuche, der 
materiellen Absicherung, der Klärung der 
berufl ichen Situation und den Möglichkeiten ei-

Dr. Melanie Leonhard (Senatorin für Arbeit, Soziales, Familie und Integration der Freien und Hansestadt Hamburg)
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OBDACHLOSIGKEIT 
BIS 2030 BESEITIGEN?
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ner Integration in Arbeit) sowie das Winternotprogramm, das Obdachlosen von Anfang November bis Ende März anonym und 
kostenlos Schlafplätze in Gemeinschaftsunterkünften zum Schutz vor Erfrierung zur Verfügung stellt. Neben Schlafmöglich-
keiten in Ein- und Zweibettzimmern haben die Betroff enen Zugang zu (meist eigenen) Bädern, Wäsche- und Kleiderkammern 
sowie Essensversorgung und Sozialberatung. 

Spitzenwerte hinsichtlich der im Rahmen des Winternotprogramms vorgehaltenen Bettenkapazitäten sowie ihrer Auslastung 
verzeichneten die Winter 2015/16 (infolge eines starken Zustroms von arbeitsuchenden Zuwanderern rumänischer Staatsan-
gehörigkeit, deren Arbeitgeber sie gezielt auf das Winternotprogramm als Wohnmöglichkeit hinwiesen) sowie 2020/21 (infolge 
erschwerter Rückkehrmöglichkeiten von Saisonarbeitern in ihr Heimatland aufgrund im Zuge der Covid 19-Pandemie erlasse-
ner Reisebeschränkungen). 

Bei der öff entlichen Unterbringung obdachloser Menschen im Rahmen des Winternotprogramms, aber auch im Bereich der 
Wohnversorgung und Hilfen für Wohnungslose, Senioren, Menschen mit Behinderung, psychischer Erkrankung oder Flucht-
hintergrund besteht eine enge Kooperation mit dem als Anstalt des öff entlichen Rechts gegründeten Unternehmen „Fördern 
& Wohnen (F&W)“.

Die einzelnen Bausteine des Gesamtkonzeptes, die damit verbundenen konkreten Maßnahmen und deren Fortentwicklungen 
sind der beigefügten Präsentation zu entnehmen. Insgesamt habe die Nutzung digitaler Dienste nicht nur einen vorhandene 
Defi zite kompensierenden, sondern auch einen kognitiv fordernden Eff ekt, der sich als geistiges Training im Alter vorteilhaft 
auswirken könne.



Prof. Dr. Ulrich Walwei, Vizedirektor des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung und Honorarprofessor für 
Arbeitsmarktforschung am Institut für Volkswirtschaftslehre und Ökonometrie der Universität Regensburg, be-
leuchtete im Rahmen seines Vortrags die Reformfähigkeit der Grundsicherung für Arbeitssuchende und gab einen 
Einblick in das das bisherige SGB II-Leistungssystem zum 1.1.2023 ablösende Bürgergeld. 

Prof. Walwei wies zunächst auf die der 2005 erfolgten Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur 
Grundsicherung für erwerbsfähige Hilfebedürftige zugrundeliegende Überlegung hin, dass sich gesellschaftliche 
Teilhabe am besten über die Integration ins Erwerbsleben erreichen lässt, dies unter Stärkung der Eigenverantwor-
tung und der Eigeninitiative der Betroff enen sowie dem Primat der Aktivierung, d.h. dem Prinzip des Forderns und 
des Förderns. 

Was die zeitliche Entwicklung der Quoten 
der Leistungsbezieher von 2005 bis 2019 an-
belangt, ist zu konstatieren, dass in diesem 
Zeitraum die Quote der Leistungen nach dem 
SGB II bzw. SGB III beziehenden Arbeitslosen 
deutlich stärker gesunken ist als die der er-
werbsfähigen SGB II-Leistungsbezieher (ELB). 
In den darauff olgenden beiden Jahren re-
agierte die Arbeitslosenquote auf die Auswir-
kungen der Pandemie dynamischer als die 
ELB-Quote, die im Betrachtungszeitraum ins-
gesamt in ihrem Verlauf von größerer Trägheit 
gekennzeichnet ist und auch 2020 und 2021 
eine leicht rückläufi ge Tendenz aufweist. 

Prof. Ulrich Walwei (Vizedirektor IAB)

Seite 13

AUSSICHTEN AUF 
DAS BÜRGERGELD

  

WIE REFORMFÄHIG IST DIE 
GRUNDSICHERUNG FÜR 
ARBEITSUCHENDE?



Insgesamt bestand zur Zeit der Einführung der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende 2005 eine Situation der Massenarbeitslosig-
keit mit fast 5 Millionen Arbeitslosen, während sich die gegen-
wärtige Lage in weiten Teilen durch Fachkräftemangel und einen 
wesentlich aufnahmefähigeren Arbeitsmarkt auszeichne. Es gebe 
deutliche Indizien dafür, dass die Reformen von 2005 stark zum 
Aufschwung am Arbeitsmarkt bis zum Beginn der Corona-Krise 
2020 beigetragen haben. Die vielfach geäußerte These, dass dies 
allein auf den Zuwachs atypischer Beschäftigungsverhältnisse im 
Niedriglohnsektor zurückzuführen sei, lasse sich nicht belegen. 

Das nun eingeführte Bürgergeld beinhalte u.a. höhere Regelsätze 
für erwerbsfähige Leistungsberechtigte, großzügigere Regelungen 
zur Anrechnung von Schonvermögen und Erwerbseinkommen 
sowie zur Angemessenheit der Wohnung, die Stärkung einer von 
wechselseitigem Vertrauen getragenen Kooperation mit dem Ar-
beitssuchenden und von Maßnahmen seiner Förderung, wie z.B. 
begleitende Coachings, mit dem Ziel der Erhöhung seiner Chancen 
auf nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt. Sanktionen sollen 
als Mittel fungieren, Mitwirkungspfl ichten einzufordern, ohne die 
Betroff enen der Gefahr auszusetzen, sich in der Folge ihrer Sanktio-
nierung einer sozialen Notlage gegenüberzusehen.

Weitere empirische Befunde zum bisherigen SGB-II-Leistungssystem sowie eine umfängliche Darstellung der Neue-
rungen des Bürgergeldes sind beigefügter Präsentation zu entnehmen 

Birgitt Ehrl (Sprecherrat Bundesnetzwerk der JobCenter)

Frau Ehrl, Geschäftsführerin des Jobcenters 
Regensburg und Mitglied im Sprecherrat 
des Bundesnetzwerks der Jobcenter, einer 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Gemeinsa-
men Einrichtungen gem. § 44b SGB II und 
kommunaler Jobcenter, widmete sich in ih-
rem Vortrag der Frage „Wie reformfähig ist 
die Grundsicherung für Arbeitssuchende?“ 
vor dem Hintergrund der Einführung des 
neuen Bürgergeldes.

Die Jobcenter befi nden sich, so Frau Ehrl, 
seit ihrem Bestehen in einem kontinuierli-
chen Weiterentwicklungsprozess und ha-
ben sich dabei als reformfähig, fl exibel und 
krisenfest erwiesen. Frau Ehrl wies auf die 
erfolgreiche Umsetzung und eff ektive Ge-
staltung der Mischverwaltung, die Imple-
mentation von bis dato 95 Gesetzesänderungen sowie die zahlreichen krisenhaften Konstellationen und Zuspit-
zungen der vergangenen Jahre mit ihren gravierenden Auswirkungen auch auf die Arbeit der Jobcenter hin. Bisher 
hätten die Jobcenter die Anforderungen und die Herausforderungen ihrer komplexen Aufgabenstellung jedoch gut 
bewältigt. Bezüglich des Bürgergeldes bestehe eine sehr große Erwartungshaltung in der Öff entlichkeit und unter 
den Hilfebedürftigen, deren Zahl voraussichtlich steigen wird. 
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Die bisherige Arbeit der Jobcenter wertete Frau Ehrl als erfolgreich und bestätigte damit die Einschätzung ihres 
Vorredners. Als größte Herausforderung und Kernelement des Bürgergeldes bezeichnete sie die Weiterentwicklung 
des Integrationsauftrags und der Beratungsangebote. Die Umsetzung des Integrationsauftrags auf Basis eines Ko-
operationsplans kann dabei nur gelingen, wenn beide Seiten – Berater und zu Beratende – in gegenseitigem Ver-
trauen gemeinsam am Ziel der Integration mitwirken. Das Festhalten des Gesetzgebers an Mitwirkungspfl ichten ist 
gleichwohl zu begrüßen, da diese die notwendige Verbindlichkeit in den Integrationsprozess bringen. 

Bei vielen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten wird eine langfristige berufl iche Integration jedoch an ihre Gren-
zen gelangen. Bei diesen steht der Sozialauftrag des Bürgergeldes im Vordergrund, der gleichberechtigt neben dem 
berufl ichen Integrationsauftrag im Kooperationsvertrag einfach und verständlich erfasst werden sollte. 

Die Beratung der Zukunft soll zu einer passgenauen und ganzheitlichen Unterstützung für die Betroff enen entwi-
ckelt, angeboten und umgesetzt werden. Ziel ist zum einen, die soziale Stabilisierung und Teilhabe mit Hinführung 
zum Arbeitsmarkt, zum anderen eine tragfähige, langfristige berufl iche Integration mit dem Fokus auf Weiterbil-
dung und Qualifi zierung. Unerlässliches Fundament einer erfolgreichen Beratungs- und Integrationsarbeit sei eine 
bedarfsgerecht ausgestattete und funktionierende Leistungsgewährung. Denn wenn die Leistungsgewährung 
nicht funktioniere, so Frau Ehrl, „kann die Integrationsarbeit einpacken“.

Voraussetzungen einer erfolgreichen Umsetzung des Bürgergeldes sei die Ausstattung mit den notwendigen Res-
sourcen, ausreichend Zeit für die Einführung, die Stärkung der Entscheidungskompetenz der Jobcenter sowie deren 
Verankerung in einem Netzwerk regionaler Akteure.
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THESEN ZUR 
SOZIALEN 
SICHERUNG 2040

Dr. Jens Hildebrandt (Leiter des Fachbereichs Arbeit und Soziales)
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In Vertretung von Hermann Genz, vormaliger Leiter des Fachbereichs Arbeit und Soziales der Stadt Mannheim, stell-
te Dr. Hildebrandt dessen in sieben prononcierten Thesen zusammengefasste Prognose für das soziale Sicherungs-
system in Deutschland im Jahr 2040 vor. Diese lauten wie folgt:

1. Im Jahr 2040 gelingt der Politik die Rückgewinnung der Kontrolle über das Wohlfahrts- und Gesund-
heitssystem.

2. Im Jahr 2040 sind die sozialen Zuständigkeiten zwischen den Staatsebenen neu geklärt. Den Kom-
munen obliegen wesentliche Teile der sozialen Daseinsvorsorge, die bedarfsdeckend durch Steuern 
fi nanziert werden. 

3. In den Städten wird sich das soziale Zusammenleben ganz wesentlich an der Herausforderung zur 
Schaff ung von bezahlbarem Wohnraum entscheiden.

4. Es existiert ein klares Zuwanderungsgesetz und Fördersystem, das die bestehenden Systeme nicht 
permanent überfordert.

5. Das bedingungslose Grundeinkommen wird nicht eingeführt.

6. Selbsthilfe wird gefördert: Neue Subsidiarität.

7. Stationäre Einrichtungen der Altenhilfe werden abgeschaff t und durch fl exible, umfangreiche 
ambulante Leistungen, die kommunal gesteuert werden, ersetzt. Für jedes Quartier und jedes Dorf 
existiert ein verbindlicher Altenhilfeplan, der im Detail die ambulanten Leistungen festlegt. 
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ABSCHLUSS:
ERFOLGSPERSPEKTIVEN 
FÜR MANNHEIM

Der demografi sche Wandel, die zunehmende Pluralität der Gesellschaft, die Verschiedenheit sowohl der Le-
bensläufe, Lebenssituationen und Lebensentwürfe der Menschen unserer Stadt als auch die Diversität der 
Sozialräume, in denen sie leben, erfordern, so Dr. Hildebrandt in seinen abschließenden Worten, den steten 
kommunikativen Austausch und ein den jeweiligen sozialräumlichen Gegebenheiten angepasstes Handeln 
der Sozialverwaltung in den Quartieren.



ANHANG
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* hierzu sollte das Ergebnis des Vermittlungsausschusses berücksichtigt werden
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